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Sdiiiftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschlag der Konunission der EWG für eine vom Rat der 
EWG zu erlassende Richtlinie zur Harmonisierung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die Umsatzsteuern 

— Drucksache IV/850 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Dichgans 


Die Kommission der EWG hat dem Rat der EWG 
am 31. Oktober 1962 ihren Vorschlag für eine Richt- 
linie zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten betreffend die Umsatzsteuern zu- 
geleitet. Der Rat hat den Vorschlag dem Europä- 
ischen Parlament und dem Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß der Europäischen Gemeinschaften über- 
wiesen. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat — 
entsprechend dem Beschluß des Bundestages vom 
25. Juni 1959, Drucksache 1187 der 3. Wahlperiode 
— die Vorlage am 8. Januar 1963 dem Finanzaus- 
schuß federführend, dem Wirtschaftsausschuß und 
dem Ausschuß für Mittelstandsfragen zur Mitbera- 
tung überwiesen und den 19. April 1963 als Frist zur 
Berichterstattung an das Plenum gesetzt. Die Vor- 
lage wurde vom Finanzausschuß in seinen Sitzungen 
am 9. Januar, 14., 20. und 21. Februar, 13., 14., 20. 
und 29. März 1963, vom Ausschuß für Mittelstands- 
fragen am 20. März und vom Wirtschaftsausschuß 
am 28. März 1963 beraten. 

Der Finanzausschuß hatte sich zunächst mit den 
Grundlagen der Harmonisierung der Umsatzsteuern 
in den Mitgliedstaaten der EWG zu befassen. 

Nach Artikel 2 des am 25. März 1957 in Rom 
Unterzeichneten Vertrages zur Gründung der Euro- 


päischen Wirtschaftsgemeinschaft haben es sich die 
vertragschließenden sechs Mitgliedstaaten zur Auf- 
gabe gemacht, durch die Errichtung eines Gemein- 
samen Marktes und die schrittweise Annäherung 
ihrer Wirtschaftspolitik eine harmonische Entwick- 
lung des Wirtschaftslebens innerhalb der Gemein- 
schaft zu fördern. Ziel des Vertrages ist die 
Schaffung einer auf der Grundlage eines gesunden 
Wettbewerbs bestehenden Wirtschaftsunion mit den 
Eigenschaften eines Binnenmarktes. 

Unter den Vertragschließenden bestand Einigkeit 
darüber, daß für die Errichtung und das Funktionie- 
ren des Gemeinsamen Marktes Maßnahmen nicht 
nur auf dem Gebiet der Zölle (Artikel 9 des Ver- 
trages), sondern auch auf dem Gebiet der Steuern 
erforderlich sind. Für die Umsatzsteuern, die Ver- 
brauchsabgaben und die sonstigen indirekten Steuern 
sowie für die Ausgleichsmaßnahmen im Handelsver- 
kehr zwischen den Mitgliedstaaten schreibt Arti- 
kel 99 des Vertrages vor, daß die Kommission prüft, 
wie die betreffenden Rechtsvorschriften der einzel- 
nen Mitgliedstaaten im Interesse des Gemeinsamen 
Marktes harmonisiert werden können. Die Vertrag- 
schließenden haben also Maßnahmen in diesem Be- 
reich als eine Voraussetzung für die Verwirklichung 
des Gemeinsamen Marktes angesehen. 
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Im grenzüberschreitenden Warenverkehr führen 
insbesondere die Ausgleichsmaßnahmen im Bereich 
der Umsatzsteuern zu Wettbewerbsverzerrungen, 
die beseitigt werden müssen. Bei der Umsatzsteuer 
wird nämlich nach dem „Prinzip der Besteuerung im 
Bestimmungsland" verfahren. Dieses System be- 
deutet: Eine ausgeführte Ware wird im Exportland 
von der auf ihr ruhenden Umsatzsteuerlast befreit 
(Ausfuhrvergütung) und im Importland mit einer der 
Umsatzsteuerlast gleicher (inländischer Waren mög- 
lichst entsprechenden Abgabe belastet (Ausgleich- 
steuer). Nun sind die Umsatzsteuersätze in den Län- 
dern der EWG, insbesondere in der Bundesrepublik 
und Frankreich, sehr unterschiedlich. Wenn eine 
Ware aus einem Land mit hoher Umsatzsteuer und 
entsprechend hoher Umsatzsteuerentlastung in ein 
Land mit niedriger Umsatzsteuer und entsprechend 
niedriger Ausgleichsteuer geliefert wird, so kann sie 
dort billiger angeb oten werden als im Heimatland. 
Bei Lieferungen in umgekehrter Richtung ergeben 
sich dagegen erhebliche Verteuerungen. So ist fran- 
zösische Ware in Kehl billiger als in Straßburg, 
deutsche Ware jedoch in Straßburg sehr viel teurer 
als in Kehl. Diese Preisunterschiede nach oben und 
unten beruhen ausschließlich auf steuerlichen Tat- 
beständen. Es liegt auf der Hand, daß dies mit den 
Anforderungen an einen gesunden Wettbewerb im 
Warenaustausch zwischen den Ländern der Gemein- 
schaft nicht zu vereinbaren ist. Erst der Abbau der 
den freien Leistungswettbewerb hindernden Steuer- 
grenzen wird zu den angestrebten binnenmarktähn- 
lichen Verhältnissen führen. 

Die Kommission hat diese Probleme untersucht. 
Sie hat im April 1960 einen aus Wissenschaftlern 
der EWG-Länder gebildeten Steuer- und Finanzaus- 
schuß eingesetzt, der sich unter dem Vorsitz von 
Prof. Dr. Fritz Neumark, Frankfurt, mit diesen Fra- 
gen befaßt hat. Dieser sog. Neumark-Ausschuß hat 
im Mai 1962 ein Gutachten vorgelegt. Auch ein aus 
Mitgliedem der Kommission und Sachverständigen 
der Regierungen gebildeter Ausschuß hat einen Be- 
richt, den sog. ABC-Bericht, erarbeitet. Auf der 
Grundlage dieser Vorarbeiten hat die Kommission 
dem Rat im Oktober 1962 eine Untersuchung unter- 
breitet, deren Ergebnis der vorliegende Entwurf 
einer Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatz- 
steuern ist — Drucksache IV/850. Die Kommission 
folgt damit dem schon erwähnten Auftrag gemäß 
Artikel 99 des EWG-Vertrages. 

Der Vorschlag der Kommission sieht die schritt- 
weise Einführung eines allen Mitgliedstaaten ge- 
meinsamen Mehrwertsteuersystems vor. Die Har- 
monisierung soll stufenweise wie folgt durchgeführt 
werden: 

1. Spätestens zu Beginn des vierten Jahres nach 
Erlaß der Harmonisierungsrichtlinie durch den 
Rat der EWG sollen die Mitgliedstaaten mit 
einem kumulativen Mehrphasensteuersystem 
dieses System durch ein nichtkumulatives System 
ersetzen (Artikel 1 der Richtlinie). 

2. Am Ende einer zweiten Stufe, spätestens jedoch 
mit Ablauf der Übergangszeit des EWG-Vertra- 
ges, ist das gemeinsame Mehrwertsteuersystem 
einzuführen, dessen Struktur und Anwendungs- 


modalitäten vom Rat der EWG noch vor Ende 
der ersten Stufe zu beschließen sind (Artikel 3 
der Richtlinie). 

3. Einer späteren Entschließung des Rates soll Vor- 
behalten bleiben, in welcher Weise und binnen 
welcher Frist das Endziel der Harmonisierung, 
nämlich die Beseitigung der Steuergrenzen zwi- 
schen den Mitgliedstaaten, erreicht werden soll 
(Artikel 4 der Richtlinie). 

Die Kommission hat mit diesem Stufenplan einen 
Weg gewählt, der zunächst mit Hilfe eines gemein- 
samen Mehrwertsiteuersystems eine Wettbewerbs- 
neutralität insoweit herbeiführen soll, daß eine 
exakte Durchführung des Umsatzs teuer ausgleichs 
möglich ist. Das Prinzip der Besteuerung im Bestim- 
mungsland wird also vorerst beibehalten mit der 
Folge, daß die Steuergrenzen weiterbestehen blei- 
ben. Erst zu einem späteren Zeitpunkt sollen der 
Steuerausgleich im grenzüberschreitenden Verkehr 
und damit auch die Steuergrenzen wegfallen. 

Die zuständigen Ausschüsse des Bundestages 
stimmen mit der Kommission in dem Endziel über- 
ein, die Steuergrenzen zu beseitigen. Sie sind jedoch 
der Meinung, daß die Bestimmung des Zeitpunktes 
für die Beseitigung der Grenzausgleichsmaßnahmen 
nicht einer ungewissen Zukunft überlassen bleiben 
darf. Vielmehr sollte bereits in der Richtlinie ein 
möglichst früher Zeitpunkt für die Beseitigung der 
Steuergrenzen festgelegt werden. Die Steuergrenzen 
müssen spätestens zu dem Zeitpunkt abgebaut sein, 
zu dem die Zölle wegfallen. 

Daß die Kommission die Einführung eines gemein- 
samen Mehrwertsteuersystems in den Mitglied- 
staaten für das Enide der Übergangszeit vorschlägt, 
findet, vor allem auch im Hinblick auf den Plan der 
Einführung einer Mehrwertsteuer in der Bundes- 
republik, die volle Zustimmung der zuständigen 
Ausschüsse des Bundestages. Wenn jedoch die 
Struktur und die Anwendungsmodalitäten der ge- 
meinsamen Mehrwertsteuer erst am Ende der ersten 
Stufe des Planes der Kommission näher festgelegt 
werden sollen, so kann das zu Schwierigkeiten füh- 
ren. Wird nämlich von einem Mitgliedstaat auf der 
ersten Stufe ein nichtkumulatives System gewählt, 
das mit dem später zu übernehmenden gemeinsamen 
Mehrwertsteuersystem nicht übereinstimmt, so wird 
dadurch ein nochmaliger Systemwechsel erforderlich. 

Es ist daher notwendig, daß möglichst bald, späte- 
stens bis zum 30. Juni 1964, die Einzelheiten über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem in der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft festgelegt werden. 

Die beteiligten Ausschüsse des Bundestages sind 
einmütig der Auffassung, daß alle geeigneten Maß- 
nahmen, die die Herstellung einer Wirtschaftsunion 
mit den Eigenschaften eines Binnenmarktes fördern 
können, ergriffen werden sollen. Sie schlagen des- 
halb dem Bundestag vor, die Bundesregierung zu er- 
suchen, daß sie im Rahmen des Rates die Vorschläge 
der Kommission im Sinne der vorgeschlagenen Än- 
derungen tatkräftig fördert, und an die Organe der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu appellie- 
ren, daß siie auf die Beseitigung aller Hemmnisse 
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hinwirken, die der Verwirklichung der Römischen 
Verträge entgegenstehen. 

Im Namen des Finanzausschusses sowie der mit- 
beratenden Ausschüsse bitte ich, dem vom Finanz- 
ausschuß vorgeschlagenen Entschließungsenitwurf 
zuzustimmen. 


Bonn, den 17. April 1963 


Dr. Dichgans 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen; 

1. Der Bundestag hat den Vorschlag der Kommis- 
sion der EWG für eine vom Rat der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft zu erlassende 
Richtlinie zur Harmonisierung der rechtlichen 
Vorschriften der Mitgliedstaaten betreffend die 
Umsatzsteuern zur Kenntnis genommen und ein- 
gehend beraten. 

2. Der Bundestag begrüßt es, daß die EWG- 
Kommission die Notwendigkeit anerkennt, 

a) Umsatzsteuergesetze in den Mitgliedstaaten 
zu schaffen, die die Wettbewerbsbedingun- 
gen weder innerhalb der Mitgliedstaaten 
noch beim grenzüberschreitenden Warenver- 
kehr verfälschen, 

b) die Steuergrenzen (Besteuerung bei der Ein- 
fuhr und steuerliche Entlastung bei der Aus- 
fuhr) im Warenaustausch zwischen den Mit- 
gliedstaaten wegfallen zu lassen, 

und daß sie deshalb ein gemeinsames Mehrwert- 
steuersystem eingeführt sehen will. 

3. Der Bundestag ist der Auffassung, daß binnen- 
marktähnliche Verhältnisse im Gemeinsamen 
Markt ohne Beseitigung der Steuergrenzen nicht 
herbeigeführt werden können. Die Bestimmung 
des Zeitpunktes für die Beseitigung der Steuer- 


grenzen kann daher nicht der Zukunft überlas- 
sen bleiben. Vielmehr sollte bereits in der Richt- 
linie festgelegt werden: 

a) ein möglichst früher Zeitpunkt für die Be- 
seitigung der Steuergrenzen, spätestens der 
Zeitpunkt, zu dem die Zölle wegfallen, 

b) Bekanntgabe der Grundzüge und des An- 
wendungsbereiches des einzuführenden ge- 
meinsamen Mehrwertsteuersystems bis zum 
30. Juni 1964. 

Das System sollte nur einmal gewechselt wer- 
den, da ein mehrmaliger Wechsel für die Wirt- 
schaft und die Verwaltungen nicht tragbar wäre 
und darüber hinaus die Gefahr mit sich brächte, 
daß die Steuersysteme der Mitgliedstaaten sich 
weiter auseinander entwickeln. 

4. Der Bundestag ersucht die Bundesregierung, 

die Verwirklichung des Vorschlages der EWG- 
Kommission mit den in Ziffer 3 vorgeschlagenen 
Änderungen zu fördern. 

5. Der Bundestag richtet an alle Organe der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft den dringen- 
den Appell, mit Nachdruck auf den Abbau aller 
Hemmnisse hinzuwirken, die der Herstellung 
einer Wirtschaftsunion mit den Eigenschaften 
eines Binnenmarktes entgegenstehen. 


Bonn, den 4. April 1963 


Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Dr. Dichgans 

Vorsitzender Berichterstatter 
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